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Vorwort

Dieses Buch lotet am Beispiel der Mehrkomponentengeschäfte die Möglichkeiten 
und Grenzen einer eigenständigen, aber zugleich mit dem Privatrecht verzahnten 
Bilanzrechtsdogmatik aus. Die Kernfragen lauten: Gibt es eine eigenständige Bi­
lanzrechtsdogmatik? Was unterscheidet sie von der Zivilrechtsdogmatik? Gibt es 
gegenseitige Einflüsse? Die Beantwortung dieser Fragen soll sodann dabei helfen, 
die künftige rechtspolitische Ausrichtung des Bilanzrechts anzuleiten. Dafür wird 
untersucht, ob die Rechtsdogmatik nach ihrem derzeitigen Entwicklungsstand eine 
Lösung für die rechtliche Beurteilung von „Hard Cases“ der Ertragsrealisierung zu 
liefern vermag. Dies bedingt drei Arbeitsschritte: Zunächst wird herausgearbeitet, 
inwiefern man rechtswissenschaftlich überhaupt zu Ergebnissen gelangen kann, die 
universell anschlussfähig sind. Anschließend wird der Bedarf für den mit der Arbeit 
angestrebten Dogmatisierungsprozess aufgezeigt und sodann das dogmatische Mo­
dell entwickelt.

Die Arbeit wurde im Wintersemester 2023/2024 von der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität zu Köln als Habilitationsschrift angenommen und befindet 
sich auf dem Stand von Januar 2025. Sie wurde mit dem Förderpreis der Stiftung 
Kapitalmarktrecht für den Finanzstandort Deutschland 2025 ausgezeichnet. Die 
Veröffentlichung wurde durch Publikationsbeihilfen der Otto-Wolff-Stiftung sowie 
der Johanna-und-Fritz-Buch-Stiftung ermöglicht.

Mein Dank gilt allen, die an der Entstehung dieser Arbeit Anteil hatten. Ganz beson­
ders bedanken möchte ich mich bei meinem akademischen Lehrer Professor Dr. 
Martin Henssler, der durch anregende und gewissenhafte Begleitung wesentlich zum 
Gelingen der Arbeit beigetragen hat. Professor Dr. Joachim Hennrichs bin ich dafür 
dankbar, dass er das Thema der Habilitationsschrift vorgeschlagen und ein kundiges 
Zweitgutachten erstellt hat. Daneben habe ich Professor Dr. Jens Koch für langjährig 
exzellente Arbeitsbedingungen am Institut für Arbeits- und Wirtschaftsrecht (AWR) 
zu danken.

Danken möchte ich weiter meinen akademischen Weggefährten und Freunden, 
allen voran PD Dr. Christian Deckenbrock. Wertvolle Hilfe im Rahmen der Publi­
kation dieser Arbeit haben meine Mitarbeiterinnen an der Entlastungsprofessur für 
Zivilrecht der Goethe-Universität Frankfurt a.M. geleistet, neben Wiss. Mit. Jana 
Bokr waren dies – in alphabetischer Reihenfolge – Sonja Dück, Nicla Frischbier und 
Sophia-Helene Schmid-Lossberg.
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Besonders danken möchte ich schließlich meinem Vater Dr. Michael Schwager für 
die Mühen des Korrekturlesens und Sara Escribano Maenza por hacer mi vida cada 
día mejor.

 

Köln im Sommer 2025

David Cassian Markworth

Vorwort
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